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ALYRED JOACHIM FISCHER

Gesundheitsfiirsorge S
eine englische Sozialrevolution

Seit iiber zwei Jahren ist das englische National Health Scheme (Landesgesundheits-
system) in Kraft. Wihrend dieser Bewahrungszeit hat es an Popularitat nichts eingebiif3t
und gehort zu den erfolgreichsten Maflnahmen der Arbeiterregierung. Nur wenige be-
giiterte Englander sind aus egoistischen Griinden gegen die gewonnene soziale Revo-
lution, die das Gesundheitssystem bedeutet.

Bevor wir die wahrscheinlich umfassendste staatliche Gesundheitsfiirsorge der Welt
analysieren, ist zu ihrem Verstandnis ein Riickblick unerlidBlich.

Auf den Tag 100 Jahre vor dem National Health Scheme trat das erste 6ffentliche
Gesundheitsgesetz in Kraft, das eine britische Regierung beschlossen und dem ein briti-
sches Parlament zugestimmt hatte. Im Hintergrund standen damals noch keine sozialen
Forderungen. Vielmehr war das Interesse der Regierung durch die Epidemiengefahr er-
weckt worden. Asiatische Cholera konnte sich vollig unkontrolliert iiber Newcastle und
London verbreiten. Eine ungeniigende Zahl Arzte stand ihr ohne wissenschaftliche Grund-
lagen und statistisches Material beinahe so hilflos und panikartig gegeniiber wie die
Patienten selbst. 1848 begriindete also der Staat die erste ¢«Allgemeine beratende Gesund-
heitsbehordey. Lokale Gesundheitsbeamte wurden ernannt und unterstanden ihrer Kon-
trolle. Nach verschiedenen Stadien ging sie 1919 in die Hande des damals begriindeten
Ministry of Health (Gesundheitsministerium) iiber.

Die 1832 konstituierte British Medical Association (Arzteverband) stand von vorne-
herein staatlichen Eingriffen nicht unbedingt ablehnend gegeniiber, wiinschte aber stets
aktiv eingeschaltet zu werden. Bei ihren Hilfsprogrammen dachte sie urspriinglich an
vollig mittellose Bevolkerungskreise, die nicht imstande waren, fiir arztliche Konsulta-
tion zu zahlen. Ja, es wurde sogar die Anstellung fachlich hochqualifizierter Gemeinde-
arzte, die mehr oder minder Armenirzte waren, gefordert.

1911, also zu einer Zeit, wo die Liberalen einzige Fortschrittspartei auf breiter Grund-
lage waren, ging Lloyd George als Schatzkanzler zum FVersicherungssystem iiber. (Seine
Partei blieb dieser Reformfreudigkeit auch spiter treu. Im Gegensatz zu den Konserva-
tiven unterstiitzte sie das Gesundheitssystem der gegenwirtigen britischen Arbeiterregie-
rung. Interessanterweise hatte Lloyd George mit dem Arzteverband dhnliche Kampfe
auszufechten wie spiterhin der sozialistische Gesundheitsminsiter Aneurin Bevan.)

In vielen Punkten gab Englands liberaler Schatzkanzler nach. Weitgehende arztliche
Selbstkontrolle, die das urspriingliche Projekt nicht vorsah, wurde bewilligt. Von medi-
zinischer Seite beanstandete man das System fest besoldeter Arzte. Sichere Einnahmen
und eine Beamtenlaufbahn — so argumentiert man seither stindig — mii3ten die nie-
mals auf einen Achtstundentag zu begrenzende arztliche Kunst beeintrichtigen. Auch
diesem Einwand ist Rechnung getragen worden. Dank der Anerkennung der freien Arzt-
wah! mullte der individuelle Hausarzt nicht verschwinden. Keine dritte Stelle sollte zwi-
schen ihm und dem Patienten intervenieren und das Vertrauensverhiltnis storen diirfen.
An Stelle genormter Einnahmen trat ein Pauschalhonorar fiir jeden Behandelten (unge-
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hinderter Wetthewerb, bei dem die Leistung, d.h. die Zahl freiwillig registrierter Pa-
tienten, finanziell allein ausschlaggebend war).

Auf einem Gebiet aber blieb Lloyd George fest. Arztlicherseits wurde gefordert, die
Krankenkassen sollten nur solchen Personen zugute kommen, deren wochentliches Ein-
kommen zwei Pfund nicht tberstiege. Tatsdchlich nahm die gesetzlich geschaffene Ver-
sicherung alle manuellen Arbeiter auf, ganz gleich, wieviel oder wenig sie verdienten.
Bei sonstigen Lohnempfingern machte man die Mitgliedschaft davon abhingig, dal3 die
jahrlichen Einnahmen anfangs 160 Pfund, spiter 420 Pfund nicht {iberschritten.

So wurden also Garantien gegen die Umfédlschung einer Sozialreform in ein erweiter-
tes Armenrecht geschaffen, dessen hisherige Hochstleistung der zu Beginn des Jahrhun-
derts vom Arzteverband organisierte «Medizinische Hilfsdiensts war, Ambulatorienihn-
lich aufgezogen, befand er sich in jedem Arbeiterviertel.

Bis 1913 sah die Medical Association nicht ein, daB sie ja eigentlich den Kampf um
ihre Bedingungen gewonnen hatte. Dann endlich wurde allen Mitgliedern die — von
vielen Einsichtigen schon vorher erdffnete — Kassenpraxis gestattet.

Wie in so vielen Lindern entwickelte sich der Kassenarzt auch in England zu einer
nationalen Einrichtung. Die Zahl gesundheitsversicherter Patienten hatte vor Bevans
Reform bereits 22 Millionen erreicht.

Britische Labourkreise haben die Medical Association reaktionidrer Tendenzen bezich-
tigt. Aus Griinden der Objektivitdt sei jedoch festgestellt, daf} sie zwischen den beiden
Weltkriegen viele fortschrittliche Mafnahmen vorschlug, die namentlich von konserva-
tiven Regierungskabinetten ad acta gelegt wurden. Unter diesen Ideen — ein Sonder-
komitee erweiterte sie noch zwischen 1940 und 1942 — sind die folgenden erwidhnenswert
und 1948 in gleicher oder @hnlicher Form verwirklicht worden:

1. Ein allgemeiner medizinischer Dienst fiir die ganze Nation.

2. Unbezahlte Leistungen verschiedenster Art (drztliche Beratung, Hospitalaufenthalt,
Krankenpflege, Massage, Zahn- und Augenbehandlung).

3. Einbeziehung von Spezialisten in das Versicherungssystem (Vorschlagsrecht der
Hausirzte).

4. Koordinierung der bestehenden privaten und offentlichen Gesundheitsdienste,
Krankenhduser usw. und eine straffere regionale Organisation.

5. Einbeziehung der Familie des Mitgliedes in die Krankenversicherung, wihrend sie
vorher nur dem Lohnempfanger selbst zugute kam.

Scharf sprach sich die Mehrheit des Komitees wiederum gegen ein arztliches «Acht-
stundentagy-Berufsheamtentum aus. Gesundheitszentren, d.h. Haus- bzw. Praxisgemein-
schaften verschiedener praktizierender Arzte und Spezialisten waren ein Maximalzuge-
standnis.

Wie sich aus der spiteren Entwicklung ergibt, hatten die Arzte den Mut zu Reformen,
nicht aber zu einer sozialen Revolution unter Aufopferung wesentlicher eigener Interessen.
Aus der sozialistischen Perspektive entspricht ihr Standpunkt etwa dem jener Unterneh-
mer, die Mitbestimmungsrecht und Gewinnbeteiligung ihrer Betriebsbelegschalt bejahen,
aber die Sozialisierung an sich verneinen.

Im Februar 1943 stimmte die Koalitionsregierung, mit dem konservativen Henry Wil-
link als Gesundheitsminister, der «Voraussetzung B» des Beveridge-Planes zu. Sie lautete:
«Nationaler Gesundheitsdienst zur Verfiigung von jedermann.y William Beveridge, der
groB3e liberale Reformer, sah nicht nur kostenlose Behandlung, Spitalaufenthalt, Arzneien
usw. vor, vielmehr auch weitgehende praventive Hilfe.
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Verhandlungen mit dem Arzteverband ergaben bald ganz verschiedene Auffassungen.
Die Regierung plante eine 100prozentige nationale Aktion. Medical Association wollte nur
90 Prozent oder die unteren Einkommensklassen erfallt sehen.

Hierin muBlten natiirlich die Gegensidtze zu den Postulaten der Labour Party am
schirfsten zutagetreten. Sozialistische Gedankenginge sind darauf abgestimmt, dal} plan-
miBige 6ffentliche Gesundheitsfiirsorge allen Blirgern unterschiedslos zugute komme. Ein-
teilung in erstklassige Privatpatienten und zweitrangige Krankenkassenmitglieder wider-
spricht diesem Prinzip. Auch war es von vorneherein klar, da3 sich die Kosten dieses
Riesenprojektes nur zum kleineren Teil aus Versicherungsbeitrigen, zum grofleren aber
aus Steuergeldern wiirden decken lassen. Die 10 Prozent Begiiterten hiatten die Hauptlast
tragen miissen, ohne jede ausgleichende NutznieBung ihrerseits.

Nach einer Umfrage in ihren eigenen Reihen stimmten schlieBlich die Arzte den 100
Prozent zu. Verschirft wurde jedoch die Ablehnung des vorgesehenen Gehaltsschemas.
Pauschalhonorar fiir den Einzelpatienten sollte die Basis bleiben.

Mit dem Laboursieg des Jahres 1945 iibernahmen frische Krifte das Staatssteuer,
denen es um Realisierung ihres sozialistischen Programmes ernst war. Sofort wurde der
Konflikt zwischen Regierung und Arzten bitterer. Labour hatte 1943 zu dem Hauptstreit-
punkt in einer parteiamtlichen, programmatischen Schrift «Nationaler Gesundheitsdienst»
unzweideutig Stellung genommen:

«Es ist notwendig, dall der drztliche Stand als nationaler Dienst organisiert wird, mit

vollen Arbeitsstunden, Gehalt und Pensionsberechtigung.»

Von diesem Prinzip als Endziel ist die Arbeiterpartei offiziell nie abgeriickt, wenn auch
Bevan schlieBlich aus taktischen Griinden nachgab, «da die Friichte noch nicht reif
seieny, Zwischen ihm und den Arztevertretern taten sich Abgriinde auf. Die Arztevertreter
erwiesen sich zum groBen Teil als mit traditionellem Standesdiinkel behaftet. Thr Ver-
handlungspartner (oder Gegner) war nun das ehemalige enfant terrible der Arbeiter-
partei. Bevan ist kein verbiirgerlichter, sondern ein bewu3t und leidenschaftlich im Inter-
esse der Werktatigen dienender Sozialist. Dieser ehemalige Bergmann, der sich selbst
bildete und ein Stipendium am Londoner Central Labour College gewann, lehnt die hof-
liche Unverbindlichckeit diplomatischer Sprache ah: «Niedriger als Ungeziefery lautete
1948 in Scarborough seine Bewertung der Konservativen. Vom Arzteverband — ihm ge-
héoren immerhin acht unter zehn englischen Medizinern an — sprach er als von «einer
kleinen Korperschaft sich heiser redender Leute, die vorgeben, den Beruf zu reprisen-
tierens.

Seine starke dynamische Personlichkeit ist Kompromissen wenig zugeneigt. Ehrlich,
charakterfest und hoch talentiert, glaubt er an sozialistische Ideologien und riskierte
1939 eben deshalb sogar einen AusschluB3 aus der Partei. Um eine soziale Revolution
durchzufithren, die unter Ausniitzung letzter wissenschaftlicher Errungenschaften der
ganzen englischen Nation volle medizinische Sicherheit garantieren sollte, gab es bestimmt
keinen geeigneteren Mann.

Das Sieben-Punkte-Memorandum eines neuen Arztekomitees, dem auch Mitglieder der
Royal Colleges angehorten, wiederholte die hier schon erdrterten Vorbehalte. In 6ffent-
lichen Kommentaren wurde noch erldutert, daB sich jederlei Beamtenposition des Arztes
zuungunsten der Patienten auswirken konnte. Auch in Notzeiten miite ein Mediziner
allein seinem &rztlichen Gewissen gehorchen diirfen und an keine staatlichen Sparmafl-
nahmen oder sonstige Bestimmungen gebunden sein (Loyalitit dem Patienten, nicht

Whitehall gegeniiber).
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Verstindlich war auch die Forderung nach ausreichender Reprasentation in der Ver-
waltung des neuen Gesundheitsdienstes, der spiter nachgegeben wurde. Auch ein anderer
Wunsch, die Garantie, «wie jeder Arbeiter Ort und Art der arztlichen Beschaftigung selbst
wihlen zu konnens, hatte manches fiir sich. Dall jedoch «Freiheit des Urteils, der Rede
und Publikation ohne berufliche Benachteiligungy ausdriicklich verlangt wurde, gibt zu
denken. Einen klaren Beweis dafiir, wie stark auch gebildete Kreise in England von jener
demagogischen Propaganda beeinflult waren, die sozialistisch und kommunistisch, fort-
schrittlich und totalitir miteinander identifizierte, ist kaum denkbar.

Es ist nicht Sache dieses Artikels, den Kampf zwischen Minister und Arzteschaft in
allen Einzelheiten zu schildern. Oft nahm er fast hysterische Formen an. Die Arzte mif3-
trauten den groBen Vollmachten des Gesundheitsministers, der nicht nur héchste Exekutiv-
gewalt iiber die staatlichen, regionalen und lokalen Organe des Mammutdienstes besitzt,
sondern auch — beispielsweise bei Disziplinarverfahren — letzte Berufungsinstanz ist.
Komitees und Abstimmungen unter den Medizinern jagten einander. Es gab sogar etwas
ahnliches wie Streikfonds. Ende Mai wurde endlich durch Vermittlung der Royal Col-
leges eine Einigung erzielt. Der Wunsch sehr vieler praktischer Arzte, sich dem neuen
System anzuschlielen, forderte ihre Annahme.

Bevan gab in der Frage des vorgesehenen Grundgehaltes (300 Pfund) nach. Es sollte
eine befristete Einrichtung sein und nur auf Antrag ausbezahlt werden (Hilfe fiir jiingere
Mediziner, Arzte in diinn besiedelten Gegenden usw.). Das Pauschalhonorar (Kopf-
honorar) blieb demnach die Grundlage. Vor allem aber verzichtete der Gesundheits-
minister auf das ihm zustehende Recht, den Arzteberuf jederzeit zu «nationalisieren.»
Durch einen Zusatzparagraphen zum nationalen Gesundheitsdienst-Gesetz wird eine solche
Anderung von neuen gesetzlichen Vorlagen, die parlamentarischer Bestdtigung bediirfen,
abhidngig gemacht.

%

Welches sind nun die praktischen Folgen des nationalen Gesundheitsdienstes, der in
der dritten Lesung vom Parlament mit 261 gegen 113 Stimmen angenommen worden war?

In England und Wales* waren zuvor 20 Millionen Menschen krankenversichert —
hauptsiichlich Lohnempfianger. Heute ist die Gesamtbevilkerung von 43 100 000 dem Ge-
sundheitsdienst angeschlossen. Seine volle Inanspruchnahme steht ohne Wartezeit jedem
zu. Sie ist nicht mehr von geleisteten Versicherungsbeitragen abhéngig.

Selbst fremde Besucher Englands sind an allen Vorteilen des Gesundheitsdienstes —
gleichfalls kostenlos — beteiligt. Eine Einschrinkung besteht allerdings: Bevan forderte
alle «Immigration Officers» auf, solche «Touristens zuriickzuweisen, die dieses Land
offensichtlich nur besuchten, um Gratisbehandlung oder gar Gratisoperation und Gratis-
krankenbett zu schinden.

Natiirlich setzt das Recht, sich bei einem Arzt des Gesundheitsdienstes einschreiben
zu lassen, keine Pflicht voraus. Bis zum 1. April 1950 hatten aber mindestens 95 Prozent
der Bevilkerung diese Registrierung durchgefithrt. Auch im sogenannten Mittelstand
begriiit man das System. Nur die oberen Zehntausend norgeln. Thre Steuern wurden
erhoht, und sie blieben nichtsdestoweniger dem Privatarzt treu und bezahlen ihn weiter.

Unter den rund 21000 praktischen Arzten haben sich 18000—19000 dem Gesundheits-
dienst zur Verfiigung gestellt. Niemand wird daran gehindert, gleichzeitig auch eine

* Uns fehlen statistische Unterlagen aus Schottland, doch laufen dort Bestimmungen
und Verhilinisse vollkommen parallel
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Privatpraxis auszuiiben. Nur miissen natiirlich selbstzahlende und Versicherungspatienten
zwel streng voneinander getrennte Kategorien bleiben.

Wer auf eigene Rechnung einen Hausarzt wihlt, geht damit nicht der iibrigen Rechte
des Gesundheitsdienstes verlustig, wie kostenloses Krankenhausbett, operativer Eingriff
und Spezialistenbehandlung. Jeder Englander ist also von diesem oft aullerhalb der
Reichweite seines Geldbeutels liegenden Unsicherheitsfaktors befreit.

Nur 2123 Arzte haben das Grundgehalt (300 Pfund jihrlich) beansprucht., Seine An-
nahme verkiirzt die Einzel-(Kopf-)Honorare von rund 17 Schilling jahrlich fiir jeden
Patienten um einen Siebentel. (Eine private Einzelkonsultation bringt etwa vier Schilling.)
Mit 2500 Registrierungen (Einkiinfte 2125 Pfund jidhrlich, nach Abzug ven etwa 35
Prozent Spesen bleiben 1381 Pfund) ist ein annehmbares Auskommen gesichert. Sonder-
leistungen, z. B. Entbindungen und Ausbildung von Assistenten, ermoglichen Nebenein-
nahmen. Kein Arzt darf mehr als 4000 Patienten registrieren. Falls er ohne Assistenten
ordiniert, gilt diese Ziffer bereits als Uberbelastung. Dal} fiir medizinische Fortbildung
nach dem Staatsexamen Stipendien erteilt werden, soll einer Erhohung des Niveaus
dienen.

Auf ein wirklich gegenseitiges Vertrauensverhiltnis wird Wert gelegt. Daher bleibt
es auch dem Mediziner iiberlassen, einen Patienten zu akzeptieren oder zuriickzuweisen.
Letzterer kann ohne die frither notwendigen, oft peinlichen Formalitidten und Kiindigungs-
frist den Arzt jederzeit wechseln.

Nach dem alten System waren die Versicherungen weder dazu verpflichtet, fiir die
Zahnbehandlung, noch fiir Brille und Hérapparate aufzukommen. Bei besonders guten
Jahresabschliissen wurden den Mitgliedern sogenannte Sondervergiinstigungen gewihrt.
Zumeist erstreckten sie sich jedoch nur auf eines dieser drei fiir die Volksgesundheit
wichtigen Gebiete (Rickerstattung von 50—66 Prozent dieser Unkosten).

Nunmehr stehen Augen- und Ohrenspezialisten jedermann vollig kostenlos zur Ver-
fiigung. Uber 65000 Horapparate kamen bereits zur unbezahlten Verteilung., (Nach Her-
anbildung der Facharbeiter soll die Produktion noch erhoht werden.) Und selbst die
Batterien konnen erneuei! werden, Acht Millionen Brillen jahrlich will der Gesundheits-
dienst dem englischen Volke zukommen lassen. Es ist eine reiche Auswahl an Formen
vorhanden. Nur wer extravagante Wiinsche hat, muf3 die Differenz zuzahlen.

Freie Zahnbehandlung — einschlieBlich kiinstlicher Gebisse, Fiillungen und, falls
aus gesundheitlichen Griinden notwendig, sogar Goldplomben — sind ein Anrecht der
ganzen Nation geworden. Nur die Zahl der verfiigharen Zahnirzte ist viel zu gering (9495).
Rund acht Millionen Zahnpatienten werden behandelt, und weitere 5830 000 stehen auf
der Warteliste. Welche gesundheitlichen Schiden in England durch bisherige Zahnver-
wahrlosung angerichtet wurden, beweist die amtliche medizinische Schitzung, daB ein
Drittel aller Krankenhausinsassen direkte oder indirekte Opfer dieses Ubels sind. Es ver-
schuldet also auch etwa ein Drittel jener 300 Millionen Pfund, die durch Arbeitsausfall
aus Krankheitsgriinden jahrlich verlorengehen.

Wie ernst der Gesundheitsdienst seine Aufgaben nimmt, geht daraus hervor, daf} ein
Zahnarzt disziplinarisch bestraft wurde, weil er die Beschwerde eines Patienten mit den
Worten abgetan hatte: «Klingt ganz so, als hitten Sie 15 Pfund in bar bezahlt!s

Pflicht des Hausarztes ist es, die bei ihm registrierten Patienten zur Zahnbehandlung
weiterzuleiten. Der Gesundheitsdienst bezahlt hier Einzelleistungen.

Medikamente waren fiir Kassenpatienten schon immer frei. Nur hat die Zahl der
Nutznieler betridchtlich zugenommen. Auf den Kopf der Bevilkerung kommen jihrlich
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im Rahmen des Gesundheitsdienstes iiber vier Rezepte. Bei sehr kostspieligen Anschaf-
fungen (wie orthopidisches Schuhwerk, kiinstliche Augen und Glieder) sind zwei spezial-
arztliche Gutachten erforderlich.

Zum Wirkungskreis der staatlichen Fiirsorge gehort auch u. a. ein Ambulanzdienst,
eine offentliche Gesundheitskontrolle mit Schulungsaufgaben, Miitterberatungsstellen,
Kindergirten sowie eine Organisation aus Hebammen, Krankenpflegerinnen (rund
17 277 000 Besuche im letzten Jahr), und Hausgehilfinnen, die in die Heime der Patienten
entsandt werden. Fiir Hausgehilfinnen muf}, je nach Einkommensverhiltnissen, bezahlt
werden.

Spezialistenbehandlung in den Hospitilern, freies Krankenhausbett und -pflege, sowie
kostenlose chirurgische Operationen gehorten frither gleichfalls zu den freiwilligen Son-
dervergiinstigungen, die nur einige Versicherungen ihren Mitgliedern gewdhrten. Im
neuen England mit seinem sozialen Versicherungsprogramm geniigt die Anweisung des
Hausarztes.

Bis auf etwa 200 Hospitiler, die sich hauptsichlich in den Handen religioser Institu-
tionen befinden, sind praktisch alle Krankenhduser, Kliniken, Entbindungsheime usw.
vom Gesundheitsdienst iibernommen worden. Aus Mangel an geschultem Personal blieben
47 800 Betten unbelegt. Wihrend der ersten 18 Monate des neuen Systems verringerte sich
diese Zahl um 7152. Einzelzimmer fiir Privatpatienten werden gegen Bezahlung zur Ver-
fiigung gestellt. Bevorzugung genieBen jedoch solche Personen unter dem Gesundheits-
schema, denen eine Separierung aus medizinischen Griinden verschrieben wurde.

GroBer Mangel herrscht an Erholungsheimen (147), wie iiberhaupt Kritiker dem Ge-
sundheitsminister vorwerfen, er tue mehr fiir die Heilung als fiir die Verhiitung von
Krankheiten. Das Haupthindernis sind Bauschwierigkeiten, die auch eine Errichtung der
geplanten und sehr notwendigen Health Centres unabsehbar hinauszogern. (Bekanntlich
ist Bevan gleichzeitig Minister fiir den Hausbau.)

Enge Zusammenarbeit in der physischen und psychischen Gesundheitsfiirsorge, die
frither streng getrennt waren, ergab befriedigende Resultate. Heil- und Pflegeanstalten
fiir geistigz Gestorte und Defekte, sind nunmehr, bis auf Privatheime, kostenfrei, ein-
schlieBlich Behandlung. Auch ist es endlich illegal geworden, aus diesen ungliicklichen
Menschen in Arbeitshdusern Kapital zu schlagen.

Angstlich hiitete man sich vor einer Uberbiirokratisierung dieser riesigen Gesundheits-
organisation. Fast alle Hilfsbeamten arbeiten ehrenhalber. Sogar der Zentralausschul3, der
die gesamte Maschine iiberwacht, besteht aus nur 41 Mitgliedern.

Im Staatshaushalt 1950/51 ist der Gesundheitsdienst mit 351 541 000 Pfund dotiert.
{Nach den letzten Erhohungen werden die Militirausgaben 1133 Millionen Pfund jihrlich
betragen.) Fast die gesamten Unkosten fiir den Gesundheitsdienst sind aus Steuergeldern
zu bestreiten. Von individuellen Versicherungsabgaben (4 Schilling und 11 Pennies pro
Mann wochentlich) kommen ihm nur viereinhalb Pennies zugute.

Die hohen Ausgaben bedeuten jedoch aus der Perspektive des Volksvermdgens eher
eine Umschichtung als eine Mehrbelastung. Statt personlicher Ausgaben sind allgemeine
oder nationale zu bestreiten.

Dal} dieses ganze System die Barrieren zwischen finanziell Kriftigen und weniger
Leistungsfahigen niederreiflt, verspricht der britischen Nation einen in ihrer Geschichte
cinzigartigen Aufschwung an Gesundheit und Leistungsfihigkeit.

(Copyright by A.J.Fischer)

378



	Gesundheitsfürsorge : eine englische Sozialrevolution

